
liegenden Materie in erster Instanz vor das Bezirks­
gericht gehören. Das trifft vor allem dann zu, wenn die 
recht!:che Beurteilung des Streitstoffs juristische Spe­
zialkenntnisse verlangt, die beim Bezirksgericht besser 
vorhanden sind, und außerdem vielleicht noch Sachver­
ständige herangezogen werden müssen, die es im Kreis­

gebiet nicht gibt. Ebenso kann die Heranziehung eines 
solchen Einzelfalls gerechtfertigt sein, wenn die Kon­
fliktursachen in mangelhafter Leitungstätigkeit staat­
licher Organe oder wirtschaftsleitender Einrichtungen 
liegen und ihre Überwindung auf Bezirksebene erfor­
derlich ist.

Dt. ULRICH DÄHN, wiss. Mitarbeiter am Institut für Strafrechtspflege und Kriminalitätsbekämpfung 
an der Deutschen Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“

Ausgestaltung und Wirksamkeit der Bürgschaft
Das Plenum, des Obersten Gerichts wird sich auf 
seiner 10. Tagung mit Fragen der Einbeziehung der 
Öffentlichkeit in den Kampf gegen die Kriminalität 
beschäftigen und dabei auch die mit der Bürgschaft 
zusammenhängenden Probleme erörtern. Die Ausfüh­
rungen Dähns sind u. E. ein wertvoller Beitrag zur 
Vorbereitung dieser Beratung. D. Red.

Seit der Einführung der gesellschaftlichen Bürgschaft 
durch den Rechtspflegeerlaß haben sich Praxis und 
Wissenschaft intensiv bemüht, diese neue Form der 
organisierten gesellschaftlichen Erziehung bei der Be­
kämpfung und Verhütung der Kriminalität wirksam 
werden zu lassen. Zahlreiche grundsätzliche Fragen der 
Organisierung, inhaltlichen Ausgestaltung und Realisie­
rung der Bürgschaft sind inzwischen geklärt worden1. 
Schließlich hat der Beschluß des Präsidiums des Ober­
sten Gerichts über die unmittelbare Mitwirkung der 
Bevölkerung im Strafverfahren (Vertreter der Kollek­
tive, gesellschaftliche Ankläger und Verteidiger) sowie 
über die Arbeitsplatzbindung und Bürgschaft vom 
21. April 1965 - I Pr 112 - 2/65 - (NJ 1965 S. 337 ff.) der 
Praxis konkrete Hinweise für die richtige Anwendung 
der Bürgschaft gegeben1 2. Heute bestehen über folgende 
Probleme einheitliche Auffassungen:
1. Ein Antrag auf Übernahme einer Bürgschaft durch 
ein Kollektiv kann in allen Fällen bestätigt werden, in 
denen eine Strafe ohne Freiheitsentzug ausgesprochen 
wird.
2. Der Antrag auf Übernahme einer Bürgschaft muß 
das Ergebnis kollektiver Beratungen sein; die Bürg­
schaft kann dem Kollektiv durch das Gericht nicht auf­
erlegt werden.
3. Die Bürgschaft kann von jedem der Kollektive be­
antragt und übernommen werden, denen der Rechtsver­
letzer angehört und die bereit und fähig sind, die damit 
verbundenen Aufgaben zu lösen; das muß nicht unbe­
dingt ein bereits allseitig entwickeltes und gefestigtes 
sozialistisches Kollektiv sein.
4. Die Bürgschaft muß darauf gerichtet sein, den 
Rechtsverletzer zur Lösung der kollektiven Aufgaben 
heranzuziehen. Das Kollektiv kann dem Rechtsverletzer

1 Vgl. hierzu: Schmidt/Beyer. „Bewährung am Arbeitsplatz
und Bürgschaft“, NJ 1963 S. 59 ff.; Dähn, „Die Bürgschaft - ein 
Instrument der gesellschaftlichen Erziehung“, NJ 1963 S. 172 ff.; 
Dähn/Zoch, „Erfahrungen bei der Einbeziehung der Werktäti­
gen in die gesellschaftliche Erziehung von Straffälligen, die zu 
einer Strafe ohne Freiheitsentzug verurteilt wurden“, Staat 
und Recht 1963, Heft 10, S. 1658 ff.: Schröder, „Arbeitsplatzver­
pflichtung und Bürgschaftsübernahme“, NJ 1964 S. 36 ff.: Dähn, 
„Die Teilnahme der Werktätigen an der Tätigkeit der Rechts­
pflegeorgane“, NJ 1964 S. 338 ff.: Funk, „Für eine stärkere 
Wirksamkeit der Strafen ohne Freiheitsentzug“. NJ 1964 S. 707 
ff.; Semler, „Alle Vorzüge nutzen“. Sozialistische Demokratie 
vom 22. Mai 1964. Beilage, insb. S. 6: Beyer/Naumann'Willa- 
mowski. „Uber die Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte im 
Strafverfahren“, NJ 1965 S. 3 ff. und S. 41 ff.: Wittenbeck.
„Strafzumessung bei Körperverletzungsdelikten“, NJ 1966
5. 75 ff.
2 Vgl. hierzu auch Schlegel/Lischke. „Erfahrungen aus der 
Durchsetzung des Beschlusses des Präsidiums des Obersten 
Gerichts über die unmittelbare Mitwirkung der Bevölkerung 
im Strafverfahren“, NJ 1965 S. 721 ff. Zur Bürgsoha'tsüber- 
nahme im Jugendstrafverfahren vgl. den Beschluß des Ple­
nums des Obersten Gerichts zur Tätigkeit der Gerichte bei der 
weiteren Bekämpfung der Jugendkriminalität vom 7. Juli 1965 
- I PI. B 2/65 - (NJ 1965 S. 465 ff.).

dazu bestimmte Pflichten übertragen. Eine wesentliche 
Aufgabe des Kollektivs besteht darin, solche Bedingun­
gen im Arbeits- und Lebensbereich des Rechtsverlet­
zers — hauptsächlich in der eigenen Brigade — herzu­
stellen, die es ihm ermöglichen bzw. erleichtern, seine 
Beziehungen zur Gesellschaft bewußt sozialistisch zu 
gestalten. Im Prozeß der kollektiven Auseinanderset­
zung muß beim Täter die Bereitschaft geweckt werden, 
an der Erfüllung der in der Bürgschaft enthaltenen 
Aufgaben teilzunehmen. Anzustreben ist eine enge Zu­
sammenarbeit des Kollektivs, das die Bürgschaft über­
nommen hat, mit den Wirtschaftsleitern, den Leitungen 
der Massenorganisationen und mit anderen Kollektiven 
von Werktätigen, denen der Rechtsverletzer ebenfalls 
angehört. Verbote sind in die Bürgschaft nur insoweit 
mit aufzunehmen, als sie notwendig und geeignet sind, 
den Rechtsverletzer zu veranlassen, negative Gewohn­
heiten usw. abzulegen.
5. Durch die Bürgschaft erweitert sich der Anwen­
dungsbereich der Strafen ohne Freiheitsentzug, beson­
ders der bedingten Verurteilung; die gesellschaftliche 
Bürgschaft kann im Einzelfall zum ausschlaggebenden 
Faktor für die Anwendung der bedingten Verurteilung 
werden.
6. In bestimmten Fällen, in denen eine Strafe ohne 
Freiheitsentzug ausgesprochen wird, ist die Übernahme 
einer gesellschaftlichen Bürgschaft nicht erforderlich.
7. Die mit der Bürgschaft gestellten Aufgaben sollten 
schriftlich niedergelegt werden; die Kontrolle ihrer Rea­
lisierung muß gewährleistet werden.
Es gibt also bereits eine recht umfangreiche Arbeits­
grundlage für die gesetzlich richtige und gesellschaftlich 
wirksame Anwendung der Bürgschaft. Wenn trotzdem 
gegenwärtig noch Unzulänglichkeiten bei ihrer Hand­
habung — speziell im Hinblick auf ihre Ausgestaltung 
und Realisierung im Einzelfall — auftreten, so liegt eine 
wesentliche Ursache darin, daß die Spezifik dieses 
Rechtsinstituls noch nicht immer genügend berücksich­
tigt wird.
Die Spezifik der Bürgschaft
Die Bürgschaft ist — genau wie das Gesamtsystem der 
Maßnahmen im Strafverfahren — der schrittweisen Zu- 
rückdrängung der Kriminalität aus dem Leben unserer 
Gesellschaft zugeordnet. Sie ist jedoch nur dann wirk­
sam, wenn sie sich sinnvoll und mit spezifischer Ziel­
stellung in das gesamte Strafverfahren einordnet. Sie 
kann nicht alles, was im Einzelverfahren notwendig 
ist, um eine hohe gesellschaftliche Wirksamkeit zu er­
reichen, in sich aufnehmen. Die Bürgschaft ersetzt nicht 
die erzieherische Funktion der Hauptverhandlung und 
auch nicht solche Mittel wie die Gerichtskritik, die Aus­
wertung des Verfahrens in bestimmten Gremien usw. 
Mit anderen Worten: Die Wirksamkeit der Bürgschaft 
ist nicht identisch mit der Wirksamkeit des Strafver­
fahrens insgesamt.
Im Mittelpunkt der Bürgschaft muß die Aufgabe ste­
hen, den Rechtsverletzer auf den Weg eines ordent­
lichen, arbeitsamen und ehrlichen Lebens zu führen und 
somit dafür zu sorgen, daß er die sozialistische Gesetz-
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